
müssen, so die Münchner Nach-
prüfungsbehörde.
Unternehmen, die von der Mög-

lichkeit der freiwilligen Registrie-
rung keinen Gebrauch machen,
müssen sich dagegen selbst infor-
mieren, ob Vergabeunterlagen
zwischenzeitlich geändert wurden
oder ob der öffentliche Auftragge-
ber Fragen zum Vergabeverfahren
beantwortet hat. Aus diesen
Gründen müssen die auf einer
elektronischen Vergabeplattform
registrierten Bewerber oder Bieter
über Änderungen an den Vergabe-
unterlagen zumindest dann geson-
dert, etwa per E-Mail informiert
werden, wenn die konkrete Ge-
fahr besteht, dass sie Änderungen,
die nur auf der Vergabeplattform
eingestellt werden, nicht zur
Kenntnis nehmen, weil sie zum
Beispiel ihren Teilnahmeantrag
bereits hochgeladen haben oder
die Änderungsmitteilung irrefüh-
rend war.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

kann keine „Holschuld“ hinsicht-
lich von Änderungen der Vergabe-
unterlagen unterstellt werden.
Im Übrigen spricht die Begrün-

dung zu § 9 Abs. 3 VgV dafür, dass
die von der Vergabestelle behaup-
tete „Holschuld“ nur für solche
Unternehmen besteht, die es gera-
de unterlassen haben, sich auf der
elektrischen Vergabeplattform zu
registrieren. Da nicht registrierte
Unternehmen auf Änderungen der
Vergabeunterlagen oder Antwor-
ten des öffentlichen Auftraggebers
auf Bewerber-/Bieterfragen nicht
hingewiesen werden können, liegt
das Risiko bei ihnen, einen Teil-
nahmeantrag, eine Interessenbe-
stätigung oder ein Angebot auf der
Grundlage veralteter Vergabeun-
terlagen zu erstellen und daher im
weiteren Verlauf vom Verfahren
ausgeschlossen oder abgewertet
zu werden. Vielmehr bietet eine
freiwillige Registrierung der Un-
ternehmen den Vorteil, dass sie
automatisch über Änderungen an
den Vergabeunterlagen oder über
Antworten auf Fragen zum Verga-
beverfahren informiert werden

dert, beispielsweise per E-Mail zu
informieren. Zumindest bei einem
registrierten Bewerber, der seinen
Teilnahmeantrag bereits vor Ein-
stellung der Änderungsmitteilung
auf der Vergabeplattform hochge-
laden hatte und bei dem deshalb
die erhöhte Gefahr besteht, dass
er sich nicht erneut auf der Verga-
beplattform anmeldet und die Än-
derungen zur Kenntnis nimmt,

insoweit um eine „Holschuld“
des Bewerbers handeln würde.
Zu Unrecht, wie die Vergabe-

kammer Südbayern (Beschluss
vom 17. Oktober 2016 –
Z3-3-3-3194-1-36-09/16) befand.
Der öffentliche Auftraggeber war
verpflichtet, den Tragwerksplaner
über die Änderung der Bewer-
tungskriterien für die Referenzen
im Teilnahmewettbewerb geson-

gen stillschweigend auf der elek-
tronischen Vergabeplattform ein-
zustellen und darauf zu vertrau-
en, dass sich die Planer selbst
über mögliche Änderungen infor-
mieren würden. Dies müsse je-
denfalls dann gelten, wenn ein
Bewerber – wie er – seinen Teil-
nahmeantrag bereits online hoch-
geladen hätte. Die Vergabestelle
wies die Rüge zurück, weil es sich

Im Rahmen des Neubaus eines
Seminargebäudes hat ein öf-

fentlicher Auftraggeber die Ver-
gabe der Leistungsphasen zwei
bis neun für die Tragwerkspla-
nung in einem Verhandlungsver-
fahren mit Teilnahmewettbewerb
europaweit bekannt gemacht.
Die Vergabeunterlagen wurden
auf einer elektronischen Verga-
beplattform zum Herunterladen
bereitgestellt. Später änderte die
Vergabestelle den Auftragsgegen-
stand ab, indem nur noch die
Leistungsphasen zwei bis sechs
vergeben werden sollten. Zudem
änderte sie die Bewertungskrite-
rien für die geforderten Referen-
zen und verlängerte die Teilnah-
mefrist. Die Änderungsbekannt-
machung enthielt keinen Hin-
weis auf die geänderten Bewer-
tungskriterien.
Ein Tragwerksplaner rügte da-

rauf hin, dass der öffentliche Auf-
traggeber die interessierten Un-
ternehmen gesondert informieren
müsse, wenn er die Vergabeunter-
lagen ändere. Es genüge nicht,
die geänderten Vergabeunterla-

Vergabekammer Südbayern zur E-Vergabe

Registrierte Unternehmen müssen informiert werden

Um die Vergabeunterlagen für den Neubau eines Seminargebäudes gab es Streit. FOTO DPA

chende Banner von der Kampag-
nenseite heruntergeladen und für
den eigenen Webauftritt verwen-
det oder über die sozialen Netz-
werke verbreitet werden.
Die Europäische Kommission

hatte am 17. November 2016 ver-
kündet, Deutschland vor dem Eu-
ropäischen wegen des Festhaltens
an den Mindest- und Höchstsät-
zen der HOAI zu verklagen. Aus

Sicht der Bun-
desingenieur-
kammer rüttelt
die Kommission
damit an einem
weiteren Grund-
pfeiler des be-
währten Systems
der Freien Beru-
fe. Die Bundesin-
genieurkammer
appelliert daher
auch an die Bun-
desregierung,
sich weiterhin für
den Erhalt der
HOAI einzuset-
zen. > BSZ

die Verbraucher“, betont Hans-
Ullrich Kammeyer, Präsident der
Bundesingenieurkammer. Daher
wirbt die Bundesingenieurkam-
mer ab sofort mit der Kampagnen-
seite für die Rettung der HOAI.
Mit der HOAI-Kampagnenseite

ruft die Bundesingenieurkammer
alle Planer auf, sich für den Erhalt
der HOAI stark zu machen. So
können zum Beispiel entspre-

Die Bundesingenieurkammer
warnt erneut vor einer Abschaf-
fung der verbindlichen Mindest-
und Höchstsätze der Honorar-
und Gebührenordnung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI).
„Ein Wegfall des Preisrahmens,
den die HOAI vorgibt, würde die
Qualität beim Planen und Bauen
massiv gefährden. Das wiederum
hätte vor allem Auswirkungen für

Bundesingenieurkammer ruft eigene Kampagne ins Leben

Kampf für die HOAI

Ein Bauingenieur und ein Arbeiter setzen Steine für eine Probebelastungsmessung. FOTO DPA
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